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Medieninformation 
 

Kooperativ, flexibel, digital – Braucht das Betriebsverfassungsgesetz 

ein Update? 
 

Abteilung Arbeitsrecht - aus den Referaten am Mittwoch 

 

Grundlage der Referate war das Gutachten von Prof. Dr. Claudia 

Schubert (Hamburg). 

 

Erfurt, 16. September 2026 – Im Mittelpunkt der Referate am 

Mittwoch steht die Frage, wie das Betriebsverfassungsrecht auf die 

Veränderungen der Arbeitswelt reagieren kann. Sie befassen sich 

insbesondere mit dem Betriebsbegriff in Matrixstrukturen, dem 

persönlichen und sachlichen Anwendungsbereich des 

Betriebsverfassungsrechts, den Folgen der Digitalisierung und dem 

Umfang betrieblicher Mitbestimmungsrechte. 

 

Betriebsverfassung muss digitaler Arbeitswelt folgen 

Prof. Dr. Elisabeth Brameshuber (Wien) spricht sich für eine 

Weiterentwicklung des Betriebsverfassungsrechts aus. Dieses müsse 

den Veränderungen durch digitale und grenzüberschreitende 

Arbeitsformen Rechnung tragen. Im internationalen Vergleich werde 

das deutsche Betriebsverfassungsrecht vielfach als 

„Referenzrechtsordnung schlechthin“ für eine effektive betriebliche 

Mitbestimmung betrachtet. 

Mit Blick auf den Betriebsbegriff bei grenzüberschreitender 

Zusammenarbeit plädiert Brameshuber dafür, stärker auf die 

tatsächliche – auch virtuelle – Eingliederung der Beschäftigten 

abzustellen und weniger auf den physischen Arbeitsort oder den Sitz 

des Vertragsarbeitgebers. Darüber hinaus regt sie an, den 
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Betriebspartnern zu ermöglichen, durch erzwingbare 

Betriebsvereinbarung alternative betriebliche Einheiten festzulegen. 

Auf diese Weise könne die Interessenvertretung besser an digitale 

Organisationsformen angepasst werden. 

 

Betriebsverfassung für neue Arbeitsformen öffnen 

Rechtsanwältin Prof. Dr. Barbara Reinhard (Frankfurt am Main) sieht 

ebenfalls erheblichen Anpassungsbedarf. „Die Betriebsverfassung ist 

nicht im 21. Jahrhundert angekommen“, erklärt sie mit Blick auf 

Homeoffice, internationale Zusammenarbeit, Dienstleistungsarbeit und 

den Einsatz künstlicher Intelligenz. Die geringe Verbreitung von 

Betriebsräten zeige zugleich, dass das bestehende System 

insbesondere für neue und kleinere Unternehmen an Attraktivität 

verlieren könne. 

Für Start-ups schlägt Reinhard eine „Betriebsverfassung light“ vor, die 

zunächst auf zentrale Mitbestimmungstatbestände und eine 

grundlegende Qualifizierung der Beteiligten konzentriert sein könnte. 

Bei Matrixorganisationen spricht sie sich dafür aus, die 

Interessenvertretung stärker am Unternehmen auszurichten und mehr 

Gestaltungsspielraum bei der Festlegung der jeweils maßgeblichen 

Vertretungseinheit zu schaffen. 

Auch beim Mitbestimmungsrecht bei technischen Einrichtungen sieht 

Reinhard Anpassungsbedarf. Dieses solle sich auf Fälle konzentrieren, 

in denen der Arbeitgeber konkret eine Leistungs- oder 

Verhaltenskontrolle der Beschäftigten anstrebt. 

 

Modernisierung statt Abbau von Beteiligungsrechten 

Prof. Dr. Jens M. Schubert (Cottbus) warnt vor einem Abbau der 

Beteiligungsrechte. Die Betriebsverfassung sei neben dem 

Tarifvertragsrecht ein zentraler kollektivrechtlicher 

Schutzmechanismus der Beschäftigten. Studien belegten zudem 
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positive Zusammenhänge zwischen betrieblicher Mitbestimmung und 

der wirtschaftlichen Entwicklung von Unternehmen. 

Schubert plädiert unter anderem für einheitlichere 

Vertretungsstrukturen, eine Verpflichtung zur Errichtung von 

Betriebsräten sowie eine effektivere Verfolgung der Behinderung von 

Betriebsratsarbeit. Auch die Briefwahl solle erleichtert werden. Als 

weiteren Reformansatz regt er an, durch Automatisierung 

weggefallene Arbeitsplätze bei bestimmten Schwellenwerten des 

Betriebsverfassungsgesetzes weiterhin zu berücksichtigen. 

Mit Blick auf den Grundsatz der vertrauensvollen Zusammenarbeit 

betont Schubert, dieser dürfe nicht zur bloßen Formel werden. 

Zugleich dürfe er nicht dazu führen, erzwingbare 

Mitbestimmungsrechte einzuschränken. „Wir wären ohne Betriebsräte 

ärmer dran“, fasst er seine Position zusammen. 

 

Evolution des bestehenden Systems 

Die Gutachterin Prof. Dr. Claudia Schubert (Hamburg) spricht sich 

ebenfalls für eine Weiterentwicklung des Betriebsverfassungsrechts 

aus. Im Vordergrund sollten aus ihrer Sicht einfache und praktikable 

Regelungen, mehr Rechtssicherheit bei Betriebsratswahlen und 

Beschlüssen sowie zusätzliche Gestaltungsmöglichkeiten für Betriebs- 

und Sozialpartner stehen. 

Die Digitalisierung und die Beteiligungsmöglichkeiten der 

Beschäftigten müssten stärker berücksichtigt werden. Zugleich dürften 

Zuständigkeitsstreitigkeiten die praktische Interessenvertretung nicht 

unnötig erschweren. Ziel müsse daher eine Evolution des bestehenden 

Systems sein. Ihr Gutachten verstehe sich ausdrücklich nicht als Anlass 

für eine grundsätzliche Neubewertung der betrieblichen 

Mitbestimmung. 

 


